SATZUNG

DER SCHÜTZENGESELLSCHAFT TÜBINGEN 1562 E. V.

von 1483 bis 1562 St. Sebastians-Bruderschaft

ab 1562 Schützengesellschaft Tübingen

§ 1 Name und Sitz des Vereins

Der Name des Vereins lautet: „Schützengesellschaft Tübingen 1562 e. V.“.

Sitz des Vereins ist Tübingen; er ist in das Vereinsregister eingetragen.

§ 2 Verbandsmitgliedschaften des Vereins

Der Verein ist Mitglied des Württembergischen Schützenverbandes 1850 e.V. und des Württem​bergischen Landessportbundes e.V.; er erkennt deren Satzungen an.

§ 3 Zweck des Vereins

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports.

a) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Errichtung von Sportanlagen und durch Förderung sportlicher Übungen und Leistungen. Vorrangig ist dabei die Förderung des Schießsports.

b) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

c) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

d) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 5 Mitgliedschaft

Mitglied des Vereins kann werden, wer einen unbescholtenen Leumund besitzt. Der Verein hat: 

a) ordentliche Mitglieder; ordentliches Mitglied ist, wer die Mitgliedschaft des Vereins erworben hat.

b) Ehrenmitglieder; dieses sind Mitglieder welche aufgrund ihrer besonderen Verdienste um den Verein ernannt wurden. Ehrenmitglieder sind vom Mitgliedsbeitrag freigestellt.

c) Jugendliche Mitglieder (die „Jungschützen“); dieses sind Mitglieder, welche das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

Alle Mitglieder des Vereins haben dieselben Rechte und Pflichten, sofern nicht die Satzung ein Anderes bestimmt.

Mitglieder - in besonderen Fällen auch Nichtmitglieder -, die sich in beispielhafter Weise um den Verein verdient gemacht haben, können neben der Ernennung zum Ehrenmitglied auch durch andere Ehrungen ausgezeichnet werden. Die verliehene Ehrung soll dabei die Verdienste des Geehrten in angemessener Weise würdigen. Näheres regelt die durch die Mitgliederversammlung beschlossene Ehrungsordnung.

§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft

Über die Aufnahme eines Mitgliedes entscheidet der Beirat. Die Anmeldung zur Aufnahme ist an den Vorstand zu richten und wird mit Einzug des Mitgliedsbeitrags und der Aushändigung der Mitgliedskarte bestätigt.

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Kündigung oder Ausschluss. Bei Beendigung der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf Erstattung bezahlter Mitgliedsbeiträge. 

Die Kündigung kann nur zum Ende des Geschäftsjahres erfolgen. Die schriftliche Mitteilung hierüber muss spätestens einen Monat vor Ablauf des Geschäftsjahres beim Vorstand eingegangen sein, anderenfalls wird die Kündigung erst mit Ablauf des darauf folgenden Geschäftsjahres wirksam.

Der Ausschluss eines Mitglieds ist nur in folgenden Fällen möglich: 

a) wenn das Mitglied mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages länger als sechs Monate im Rückstand ist und trotz schriftlicher Aufforderung seinen Verpflichtungen nicht nachkommt. Bei begründeter Notlage sind Ausnahmen möglich.

b) wenn das Mitglied den Interessen und der Satzung des Vereins in grober Weise zuwiderhandelt oder wenn nachträglich Tatsachen bekannt werden, bei deren rechtzeitiger Kenntnis die Aufnahme des Mitglieds abgelehnt worden wäre.

c) wenn das Mitglied zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden ist.

Zum Ausschluss eines Mitglieds ist ein mit einer Mehrheit von drei Viertel der Mitglieder des Beirates gefasster Beschluss erforderlich. Vor der Beschlussfassung ist der Auszuschließende anzuhören. Der Ausschluss ist dem Auszuschließenden schriftlich unter Angabe der Gründe mitzuteilen. Dem Auszuschließenden steht die Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung ist binnen eines Monats nach Mitteilung des Ausschlusses schriftlich an den Vorstand zu richten. Die Berufung muss der nächsten Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt werden; die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. Der Ausschluss wird unmittelbar nach Ablauf der Berufungsfrist beziehungsweise nach Entscheidung der Mitgliederversammlung wirksam.

Sowohl bei freiwilligem Austritt wie auch bei Ausschluss aus dem Verein verliert das ausscheidende Mitglied alle Ansprüche und Rechte an den Verein und dessen Vermögen.

§ 8 Mitgliedsbeitrag

Die Höhe des Mitgliedsbeitrages wird durch die Mitgliederversammlung festgesetzt. Der Mitgliedsbeitrag ist zu Beginn des Geschäftsjahres fällig. 

Näheres regelt die durch die Mitgliederversammlung beschlossene Beitragsordnung.

§ 9 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind der Vorstand, der Beirat sowie die Mitgliederversammlung. Die Organmitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

§ 10 Vorstand

Der Vorstand besteht aus dem Oberschützenmeister, dem 1. Schützenmeister, der Stellvertreter des Oberschützenmeisters ist, dem 2. Schützenmeister (der „Sportleiter“), welchem die Verantwortung für den Schießbetrieb obliegt, dem Jugendschützenmeister, welcher für die Nachwuchsarbeit des Vereins verantwortlich ist, dem Schatzmeister (der „Kassier“) sowie dem Schriftführer.

Der Vorstand leitet gemeinschaftlich den Verein und verwaltet dessen Vermögen. Er bereitet die Sitzungen des Beirats vor und beruft die Mitgliederversammlung ein. Jedes Mitglied des Vorstands ist in seiner Tätigkeit an die Beschlüsse des Beirates, der Beiräte sowie der Mitgliederversammlung gebunden.

Der Oberschützenmeister führt den Vorsitz des Vorstands, des Beirates sowie der Mitgliederversammlung. 

Der Kassier besorgt das Rechnungs- und Kassenwesen und den damit verbundenen Schriftverkehr. Er erstellt die Jahresabrechnung für das abgelaufene Geschäftsjahr sowie den Haushaltsplan für das neue Geschäftsjahr. Der Kassier führt das Mitgliederverzeichnis des Vereins.

Der Schriftführer besorgt den übrigen Schriftverkehr im Einvernehmen mit dem Oberschützenmeister. Er führt die Protokolle über die Beschlüsse und Versammlungen der Vereinsorgane und unterzeichnet diese zusammen mit dem Vorsitzenden der Versammlung. 

„Vorstand“ im Sinne des § 26 Bürgerliches Gesetzbuch ist der Oberschützenmeister und der 1. Schützenmeister. Jeder von ihnen ist allein vertretungsberechtigt. Für das Innenverhältnis wird bestimmt: Der 1. Schützenmeister ist nur im Falle der Verhinderung des Oberschützenmeisters vertretungsberechtigt.

§ 11 Beirat

Dem Beirat gehören, neben den Mitgliedern des Vorstands, bis zu zehn weitere Mitglieder (die „Beiräte“), darunter ein Vertreter der Jungschützen, an. Dem Beirat kommt die Beratung und Beschlussfassung in allen Vereinsangelegenheiten zu, soweit diese nicht den Beiräten oder der Mitgliederversammlung vorbehalten ist.

Den Beiräten bleibt - unabhängig von den Mitgliedern des Vorstands - vorbehalten: 

a) über außerordentliche im Haushaltsplan nicht vorgesehene Ausgaben - im Rahmen der vorhandenen Mittel - Beschlüsse zu fassen,

b) in besonderen Fällen eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen und

c) in besonderen Fällen von den Vorstandsmitgliedern Rechenschaft über die Verwaltung und Verwendung des Vereinsvermögens zu verlangen und, wenn dies gegeben erscheint, eine außerordentliche Kassenprüfung anzuordnen.

Der Beirat und die Beiräte sind beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden der Versammlung. 

Der Beirat kann aus der Mitte der Beiräte Spartenleiter wählen. Die Spartenleiter sollen jeweils für eine im Verein geschossene Waffenart zuständig sein und den Sportleiter sowie den Jugendschützenmeister in ihrer Tätigkeit unterstützen.

§ 11a Kassenprüfer

Mindestens zwei Kassenprüfer prüfen die Jahresabrechnung sowie mindestens jährlich die Rechnungs- und Kassenführung. Über ihre Tätigkeit berichten sie der Mitgliederversammlung sowie bei einer außerordentlichen Kassenprüfung den Beiräten. Bei ordnungsgemäßer Kassenführung schlagen die Kassenprüfer der Mitgliederversammlung die Entlastung des Kassiers vor.

Stellen die Kassenprüfer im Rahmen ihrer Tätigkeit wesentliche Mängel fest, so informieren sie hierüber unverzüglich ein nicht mit der Führung der Kassengeschäfte betrautes Mitglied des Vorstands. Dieses leitet den Bericht der Kassenprüfer umgehend an die übrigen Vorstandsmitglieder sowie an die Beiräte weiter. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben müssen die Kassenprüfer ausreichend sachkundig sein; sie dürfen zugleich weder Mitglieder des Vorstands noch Beiräte sein.

§ 12 Mitgliederversammlung

Die ordentliche Mitgliederversammlung findet alljährlich im ersten Quartal des Geschäftsjahres statt. In derselben berichtet der Vorstand über seine Tätigkeit und die Verwaltung des Vereins im abgelaufenen Geschäftsjahr. Der Kassier legt die geprüfte Jahresabrechnung zu seiner Entlastung und den Haushaltsplan für das neue Geschäftsjahr zur Beschlussfassung vor. Im Weiteren werden die vom Beirat auf die Tagesordnung gesetzten Punkte behandelt und die Wahlen vorgenommen.

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn die Mehrheit der Beiräte es für erforderlich erachtet oder es im Interesse des Vereins notwendig erscheint. Die Bestimmungen des § 37 des Bürgerlichen Gesetzbuches bleiben unberührt.

Die Mitgliederversammlung ist ordnungsgemäß einberufen, wenn diese spätestens zwei Wochen vor dem Versammlungstag unter Angabe der Tagesordnung durch die Lokalpresse oder durch besondere Einladung bekannt gegeben wird.

Bei ordnungsgemäßer Einberufung ist die Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlussfassung findet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder statt, bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden der Versammlung. Die Beschlussfassung muss geheim erfolgen, wenn mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder es verlangt.

Jedem Mitglied steht das Recht zu, Anträge zur Tagesordnung der Mitgliederversammlung zu stellen; diese müssen mindestens eine Woche vor dem Versammlungstag beim Vorstand schriftlich eingereicht werden. In der Versammlung selbst gestellte Anträge können nur dann zur Beratung und Beschlussfassung kommen, wenn mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder damit einverstanden ist.

§ 13 Wahlen

Die Vorstandsmitglieder, die Beiräte sowie die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt; die Amtszeit beginnt mit dem Tag der Wahl. Wählbar sind nur Mitglieder des Vereins. 

Die Wahl muss geheim erfolgen, wenn sich mehr als die benötigte Anzahl von Kandidaten zur Wahl stellt oder wenn mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder es verlangt. Die Wahl findet mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder statt, bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

Die Beiräte sowie die Kassenprüfer werden jeweils en bloc gewählt werden, wenn nicht mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder ein Anderes verlangt; Vorstandsmitglieder sind stets einzeln zu wählen.

Die Gewählten bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt bis ein Nachfolger gewählt wurde. Scheidet der Oberschützenmeisters vorzeitig aus seinem Amt aus, so tritt der 1. Schützenmeister an dessen Stelle. Im Falle des vorzeitigen Ausscheidens eines anderen Vorstandsmitglieds oder eines Kassenprüfers bestimmt der Beirat einen geeigneten Nachfolger. Der Nachfolger nimmt die Aufgaben des Ausgeschiedenen längstens bis zur nächsten Mitgliederversammlung war. Die Position eines vorzeitig ausgeschiedenen Beirats bleibt indessen unbesetzt.

§ 14 Änderung der Satzung

Zu einer Änderung der Satzung sind mindestens drei Viertel der Stimmen der in der Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich.

Zu einer Änderung des Zwecks des Vereins ist die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich. Die Zustimmung der nicht erschienen Mitglieder muss schriftlich erfolgen.

§ 15 Auflösung des Vereins

Eine Auflösung des Vereins tritt ein:

a) wenn er weniger als drei Mitglieder zählt oder

b) durch einen mit drei Viertel der Stimmen der anwesenden Mitglieder gefassten Beschluss einer von mindestens der Hälfte aller Mitglieder besuchten Mitgliederversammlung.

Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Universitätsstadt Tübingen, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke, im vorliegenden Fall zur Förderung des Schießsports, zu verwenden hat.

Die alten Akten und die historischen Scheiben, der Silberschatz und die alte Fahne aus dem Jahre 1848 sind während der Übergangszeit in ausreichender Weise zu schützen und in ihrem Bestand zu erhalten. Sie sind einem geeigneten Museum oder Archiv, das einer als gemeinnützig anerkannten Körperschaft unterstehen muss, zu übertragen.

beschlossen durch die Mitgliederversammlung vom 31. März 2011

